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Änderungsantrag zu K-06

Nach Zeile 145 einfügen:
Der CO2-Preis soll ein generationengerechter CO2-Preis sein. Grundlage hierfür müssen die

Gleichgewichtung der Wohlfahrt zwischen den Generationen und die entsprechenden, jeweils

aktuellen und über die Zeit steigenden Kostensätze des Umweltbundesamtes sein. Hier muss

die öffentliche Hand eine Vorbildfunktion einnehmen. Entscheidungsgrundlage, insbesondere

bei Wirtschaftlichkeitsberechnungen staatlicher Investitionen, sollen zukünftig die Kostensätze

des Umweltbundesamtes sein.

Begründung

Die Klimafolgeschadenskosten der öffentlichen Hand müssen einen generationengerechten Preis

bekommen. Selbst bei staatlichen Investitionen werden vielfach noch keine generationengerechten

Bewertungen von alternativen Investitionsmöglichkeiten zwingend vorgeschrieben. In der Praxis

muss sich für die preisgünstigste und häufig fossile Alternative entschieden werden. In dieser sind

allerdings die realen, generationsübergreifenden Wohlfahrtsverluste durch Klimafolgeschäden und

resultierende Kosten, wie sie durch das Umweltbundesamt kalkuliert wurden, nicht berücksichtigt.

Ohne Änderungen dieser eingeschränkten Wirtschaftlichkeitsbetrachtung muss sich häufig auch auf

staatlicher Ebene für fossile statt erneuerbare Investitionen entschieden werden. Das muss

geändert werden. Das befeuern der Klimakrise darf sich nicht mehr lohnen!

Daher wollen wir eine generationengerechte CO2-Bepreisung einführen. Die öffentliche Hand muss

hierbei ihre Vorbildfunktion wahrnehmen. Das heißt Grundlage einer CO2-Bepreisung muss eine

Gleichgewichtung der Wohlfahrt zwischen den Generationen sein. Das Umweltbundesamt weist für

Klimafolgeschadenskosten durch eine emittierte Tonne CO2 698€ für das Jahr 2021 aus.

Investitionsentscheidungen, die aufgrund von Nicht-Einpreisung der amtlich ausgewiesenen

Kostensätze bei Wirtschaftlichkeitsberechnungen auf Jahre hin zu weiteren fossilen Emissionen der

öffentliche Hand führen, sind nicht nur aus der Zeit gefallen, sondern dürfen auch nicht mehr

scheinbare wirtschaftlich Rentabilität vortäuschen.

Laut Internationalem Währungsfonds (IWF) sind auch nicht eingepreiste Klima- und

Gesundheitsfolgeschadenskosten aufgrund der Verbrennung fossiler Energieträger indirekte

Subventionen fossiler Energieträger. Der IWF schätzt die indirekten und direkten Subventionen auf

5,9 Billionen US-Dollar pro Jahr. Die anteilige deutsche Verantwortung fossiler Subventionen muss

schleunigst beendet werden. Eine generationengerechte CO2-Bepreisung innerhalb von öffentlichen

Finanzen und insbesondere der öffentlichen Investitionstätigkeit ist hierbei der erste bedeutsame

Schritt. Denn bei einer Staatsquote am Bruttoinlandsprodukt von über 50% ist die öffentliche Hand

der schlafende Riese. Das muss sich ändern.
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https://www.imf.org/en/Publications/WP/Issues/2021/09/23/Still-Not-Getting-Energy-Prices-Right-A-

Global-and-Country-Update-of-Fossil-Fuel-Subsidies-466004

https://www.nature.com/articles/d41586-021-02847-2
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